
Generalstaatsanwalt stellt Ermittlungen gegen Netzpolitik.org ein / Suche nach Quellen der
Geheiminformationen geht aber weiter / Beckedahl will Aufklärung über eventuelle Überwachung

Von Markus Decker

W enige Tage nach dem Raus-
schmiss von Generalbun-

desanwalt Harald Range hat die
Bundesanwaltschaft die Ermitt-
lungen wegen Landesverrats ge-
gen Netzpolitik.org-Chef Mar-
kus Beckedahl und seinen Mit-
arbeiter André Meister einge-
stellt. Das teilte der
vorübergehend amtierende Ge-
neralbundesanwalt Gerhard Alt-
vater am Montag mit.

Er gehe mit dem Bundesjus-
tizministerium davon aus, „dass
es sich bei den veröffentlichten
Inhalten nicht um ein Staatsge-
heimnis“ im Sinne des Strafge-
setzbuchs handele, hieß es. Die
Ermittlungen gegen bisher un-
bekannte Berufsgeheimnisträ-
ger, die Dienstgeheimnisse an
Journalisten weitergegeben

haben könnten, seien an die zu-
ständige Staatsanwaltschaft ab-
gegebenworden.

Netzpolitik.org hatte Doku-
mente veröffentlicht, in denen
es um die Ausweitung der Inter-
netüberwachung von Radikalen
durch das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz ging.
Dies hatte den Ver-
fassungsschutzprä-
sidenten Hans-Ge-
org Maaßen derart
erbost, dass er An-
zeige erstattete, wor-
aufhin Range Ermitt-
lungen wegen Lan-
desverrats gegen Beckedahl und
Meister einleitete. Kritiker sahen
die Pressefreiheit bedroht.

Justizminister Heiko Maas
(SPD) hatte dann vor einer Wo-
che angekündigt, den 67-jähri-
gen Range in den Ruhestand zu

versetzen, weil sein Vertrauen in
dessen Amtsführung „nachhal-
tig gestört“ sei. Zuvor hatte
Range dem Minister vorgewor-
fen, er greife in die Unabhängig-
keit der Justiz ein, weil dieser auf
ein Ende der Ermüdungen ge-
drungen hatte. Maas ließ ein von

Range bestelltes ex-
ternes Gutachten
durch eine Stellung-
nahme des Ministe-
riums ersetzen.
Neuer Generalbun-
desanwalt soll im
Herbst Peter Frank
werden.

Regierungssprecher Steffen
Seibert hob erneut hervor, dass
im Bereich der Pressefreiheit
„sensible Abwägungen vorge-
nommen werden müssen“. Be-
ckedahl will „Transparenz dar-
über, ob wir im Zuge der Ermitt-

lungen 'Opfer von Überwa-
chungsmaßnahmen geworden
sind“. Noch seien viele Fragen
offen.

Der Vorsitzende des Parla-
mentarischen Kontrollgremi-
ums (PKGr), André Hahn, sagte
der Berliner Zeitung: „Ich bin
froh, dass dieser absurde Vor-
gang ein Ende hat. Aber es wäre
gut gewesen, das ganze Ding zu
beerdigen, statt weiter zu ermit-
teln, um eventuell die Informan-
ten herauszubekommen.“ Er
fügte hinzu: „Es müsste weniger
Geheimniskrämerei geben. Und
wir brauchen einen umfassen-
den Whistleblowerschutz. Da
sind andere Länder schon wei-
ter. Außerdem missfällt mir, dass
Herr Maaßen da schadlos raus-
kommt. Das halte ich nicht für
gerechtfertigt."

(c) Berliner Verlag GmbH, Berlin
Berliner Zeitung, 11.08.2015
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